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„Der Weg ist frei“
Gründung des bilateralen Hochschulzentrums besiegelt
Von Marcus Christoph
Feierliche Unterzeichnung (v.l.n.r.): Viktor Klima, Alberto Sileoni, Lino Barañao, Helge Braun und Bernhard Graf von Waldersee. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT) – „Es ist die Legalisierung eines Kindes, auf das die Wissenschaft große Hoffnung setzt.“ Mit dieser Metapher beschrieb Dr. Viktor Klima, der Präsident der Wissenschaftsvereinigung deutscher Firmen in Argentinien (ACTAA), die Gründung des Deutsch-Argentinischen Hochschulzentrums (DAHZ), die am Dienstag in der deutschen Botschaft in Buenos Aires mit einem Ressortabkommen feierlich besiegelt wurde. Im März 2010 wurde das Projekt einer bilateralen „Netzwerk-Universität“ auf den Weg gebracht. Nun nimmt es konkrete Gestalt an.
Für die deutsche Seite war Dr. Helge Braun, der parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Forschung, an den Río de la Plata gekommen, um für seine Behörde die Unterschrift zu setzen. Braun sprach von einem „wichtigen Schritt“, der „absolut notwendig und beispielgebend“ sei. Der Staatssekretär wies auf die lange Tradition der deutsch-argentinischen Zusammenarbeit in der Wissenschaft hin, die nun durch das DAHZ eine „neue Qualität“ erfahre. Als einen potenziellen Erfolgsfaktor nannte Braun die Tatsache, dass es Wirtschaftsverbände gewesen seien, von denen die Initiative für das Projekt ausging. Dies steigere die Chancen für die Absolventen, später auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich zu sein.
Im Hochschulzentrum würden beide Länder „auf Augenhöhe“ vertreten sein, meinte Braun . Dies finde seinen Ausdruck in Doppelabschlüssen, die sowohl in Deutschland wie in Argentinien anerkannt würden. Wie wichtig der deutschen Seite das Vorhaben sei, ließe sich auch daran ablesen, dass es im Haushalt des Bildungsministeriums einen selbstständigen Posten für das DAHZ gebe. „Der Weg ist frei“, fasste Braun zusammen, der sich nun umgehend auf die Suche nach einem Direktor für das Hochschulzentrum machen will. Im kommenden Jahr soll es bereits die ersten Studentenaustauschprogramme geben.
Viktor Klima setzte in seinen Ausführungen einen besonderen Akzent auf die völkerverbindenden Effekte der Wissenschaftszusammenarbeit: „Wir wollen, dass sich die jungen Leute beider Länder näher kommen.“ Es gehe darum, zukünftige Führungskräfte auszubilden, die beide Kulturkreise kennen. Dem DAHZ komme so eine Brückenfunktion zu.
Der Gastgeber der Veranstaltung, Botschafter Bernhard Graf von Waldersee, hob hervor, dass Bildung und Wissenschaft zu den Säulen des aktuellen Lateinamerika-Konzeptes der Bundesregierung zählen. Das Leitmotiv „Eine Partnerschaft für die Menschen“ werde mit dem Hochschulzentrum umgesetzt. Waldersees Amtsvorgänger Günter Knieß, der heute als deutscher Botschafter in Kolumbien wirkt, war ebenfalls bei der Vertragsunterzeichnung zugegen.
Von argentinischer Seite unterstrich Wissenschaftsminister Dr. Lino Barañao die traditionellen Verbindungen zwischen Argentinien und Deutschland. Er lobte das deutsche Bildungsmodell mit seiner Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft und formulierte für das Hochschulzentrum die Zielsetzung, enge Bande zwischen jungen Menschen beider Länder zu knüpfen.
Argentiniens Bildungsminister Alberto Sileoni sprach mit Blick auf die Gründungsvereinbarung von einem „Festtag“. Auch er äußerte den Wunsch, dass durch das DAHZ junge Menschen beider Länder die Kultur des jeweils anderen kennen und lieben lernen. Die Einrichtung des Hochschulzentrums entspreche der Prioritätensetzung der Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die der Ausbildung großen Wert beimesse. Zudem sei die Präsidentin eine „Freundin Deutschlands“, meinte Sileoni.
Hintergrund: Das Deutsch-Argentinische Hochschulzentrum gilt als „Leuchtturmprojekt“ der wissenschaftlichen Zusammenarbeit beider Länder. Es ist eine Public-Private-Partnership (Öffentlich-Private Partnerschaft), welcher Universitäten und Forschungseinrichtungen in beiden Ländern vernetzt. Gefördert werden insbesondere Projekte zur Entwicklung binationaler Postgraduierten-Programme und Studiengänge mit Doppelabschluss. Die Finanzierung stellen die Regierungen beider Länder (jeweils eine Million Euro) sowie die Wissenschaftsvereinigung deutscher Unternehmen in Argentinien (ACTAA).
Das Sekretariat des DAHZ arbeitet mit Sitz in Buenos Aires und Deutschland und wird von jeweils einem Direktor bzw. einer Direktorin geleitet. Ein eigenes Universitätsgebäude gibt es nicht.
Projektpartner in Deutschland sind: das Bundesministerium für Bildung und Forschung, der Deutsche Akademische Austausch Dienst (DAAD) sowie von der Hochschulrektorenkonferenz ernannte Vertreter deutscher Hochschulen.
Projektpartner in Argentinien sind: Ministerio de Ciencia, Tecnología e Innovación Productiva, Ministerio de Educación (ME) sowie Vertreter argentinischer Universitäten.
Als privatwirtschaftlicher Projektpartner fungiert die Wissenschaftsvereinigung der deutschen Firmen in Argentinien. Daran sind namhafte Unternehmen wie Allianz, BASF, Bayer, Boehringer Ingelheim, DHL Global Forwarding, Lufthansa, Mercedes-Benz, Robert Bosch, Siemens, Volkswagen und Wintershall beteiligt.
Die ersten beiden Pilotausschreibungen des DAHZ weckten bereits große Nachfrage bei den Universitäten in Deutschland und Argentinien. Im ersten Jahr erhielten 15 Kooperationsprogramme eine Anschubfinanzierung, von denen sieben nun in diesem Jahr in die Vollförderung übergehen.
Zwölf Hochschulpartnerschaften werden seit 2012 erstmalig gefördert. Davon planen vier ein gemeinsames Doktorandenprogramm und acht einen binationalen Masterstudiengang.
Förderbereiche sind: Chemie, Physik, Umwelttechnik, Medizin, Betriebswirtschaft, Sozialwissenschaften, Kulturwissenschaften, Verkehrs- und Transportwesen, Ingenieurswissenschaften und Erneuerbare Energien.
Argentinien
Aufschub für Argentinien
Teilerfolg im Schuldenstreit mit US-Hedgefonds
New York (dpa) - Argentinien hat im Streit mit US-Hedgefonds um alte Staatsschulden kostbare Zeit gewonnen. Ein Gerichtsurteil in den USA, welches das Land in die Zahlungsunfähigkeit hätte treiben können, wurde von einem Berufungsgericht am späten Mittwoch in New York vorerst ausgesetzt.
Hintergrund des Rechtsstreits ist Argentiniens Staatspleite vor zehn Jahren. Damals hatte der Großteil der Gläubiger bei einer Umschuldung mitgemacht und dabei auf etwa zwei Drittel seiner Forderungen verzichtet. Ein kleiner Teil der Gläubiger besteht jedoch bis heute auf der vollen Rückzahlung des geliehenen Geldes - darunter auch eine Gruppe von Hedgefonds um US-Milliardär Paul Singer, die kurz vor dem Bankrott Anleihen zum Schnäppchenpreis aufgekauft hatten.
Singers Hedgefonds NML Capital, eine Tochter von Elliott Associates, führt einen Rechtsstreit in den USA. Der New Yorker Bezirksrichter Thomas Griesa hatte in der vergangenen Woche entschieden, dass Argentinien den Hedgefonds das Geld in vollem Umfang auszahlen muss. Bei einer Weigerung hätte der Richter auch die Zahlungen an alle übrigen Gläubiger blockiert - es wäre zu einem Zahlungsausfall gekommen. Das US-Gericht besitzt dieses Druckmittel, weil die Abwicklung der Zahlungen quasi vor seiner Haustür über die Bank of New York Mellon läuft.
Die Zeit für Argentinien wurde knapp: Am 15. Dezember muss das Land über 3 Milliarden Dollar an jene Gläubiger auszahlen, die beim Schuldenschnitt mitgemacht hatten. Die streitlustigen Hedgefonds verlangen 1,3 Milliarden Dollar. Die argentinische Regierung hatte die Investoren als „Aasgeier“ beschimpft, weil es zu ihrem Geschäftsmodell gehört, Profit aus Staatspleiten zu schlagen.
Die Sache ist für Argentinien aber noch längst nicht ausgestanden: Für den 27. Februar ist ein mündlicher Verhandlungstermin vor dem Berufungsgericht angesetzt. Der Ausgang ist ungewiss. Die Ratingagentur Fitch sieht einen Zahlungsausfall Argentiniens bereits als „wahrscheinlich“ an. Fitch stufte die Kreditwürdigkeit des Landes am späten Dienstag von einer Note „B“ um gleich fünf Stufen auf „CC“ ab. Bis zur eigentlichen Zahlungsunfähigkeit sind es nur noch zwei Stufen.
Die argentinische Regierung sitzt bei dem Streit in der Zwickmühle: Sie fürchtet, dass eine Zahlung an die renitenten Hedgefonds jede Menge Trittbrettfahrer auf den Plan rufen würde, die dann ebenfalls auf der vollständigen Begleichung alter Schulden beharren. Das wiederum würde den gesamten Umschuldungsplan aus den Jahren 2005 und 2010 über den Haufen werfen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Freundschaftsbekundungen
Abkommen zur präventiven Drogenbekämpfung sowie Freundschaftsbeteuerungen – dies stand nach dem Besuch zu Buche, den Perus Präsident Ollanta Humala am Dienstag seiner Amtskollegin Cristina Fernández de Kirchner abstattete. Letztere sprach von der „innigen Freundschaft“, die beide Völker verbinde. Diese hätten ja schließlich „fast die gleiche DNA“, was eine günstige Voraussetzung dafür sei, in einer Region ohne ethnische und religiöse Konflikte zu leben. Cristina nutzte die Pressekonferenz nach dem Gespräch auch, um ihre eigene Innenpolitik der „Einkommensumverteilung “ zu rechtfertigen. Diese werde lediglich von einer „Minderheit“ im Lande abgelehnt, die sich demokratischen Normen widersetze. Die Herausforderung sei, „das wirtschaftliche Wachstum fortzusetzen und dabei gleichzeitig soziale Integration zu gewährleisten“, so die argentinische Präsidentin. Sie nahm auch Bezug auf das jüngste Urteil des New Yorker Richters Thomas Griesa zu Gunsten der Hedgefonds, das sie als „juristischen Kolonialismus“ brandmarkte. Humala stimmte dem Grundanliegen seiner Gastgeberin zu, die breite Masse der Bevölkerung am Wirtschaftswachstum teilhaben zu lassen. Wenn dies nicht gelinge, werde Lateinamerika um Jahrzehnte zurückgeworfen. Er lobte die „substanziellen Fortschritte“, die Argentinien in den letzten drei Jahrzehnten in puncto Demokratie gemacht habe.
ESMA-Prozess
In Buenos Aires hat am Mittwoch ein neuer Prozess gegen 68 Militärs und Zivilisten wegen massiver Verstöße gegen die Menschenrechte während der letzten Militärdiktatur (1976-83) begonnen. Insgesamt werden den Angeklagten 789 Schwerverbrechen angelastet, darunter zahlreiche Morde, die in der berüchtigten Marine-Schule ESMA begangen wurden. Unter anderem geht es um die „Todesflüge“, bei denen gefangene Oppositionelle betäubt aus Marineflugzeugen in den La-Plata-Fluss geworfen wurden. Mehrere Piloten, die jetzt vor Gericht stehen, haben noch jahrelang Maschinen von zivilen Luftfahrtgesellschaften geflogen. In der Marine-Schule wurden damals nach Schätzungen von Menschenrechtsorganisationen über 4000 entführte Oppositionelle gefoltert und ermordet. Unter den Angeklagten befindet sich auch Tageblatt-Mitherausgeber Dr. Juan Alemann, der von 1976 bis ‘81 den Posten des Finanzstaatssekretärs bekleidete. Alemann wird konkret vorgeworfen, bei einem Folterverhör gegen den Montonero-Guerrillero Orlando Ruiz anwesend gewesen zu sein. Dieser wurde im Zusammenhang mit einem Attentat auf Alemann festgehalten. Der Tageblatt-Mitherausgeber hält die gegen ihn erhobenen Vorwürfe für frei erfunden. Er sei zwar damals in der ESMA gewesen, aber nur, um sich die bei dem Anschlag gegen seine Person benutzten Waffen zeigen zu lassen. Für eine auch nur indirekte Beteiligung an Folterungen hätte er sich nie hergegeben, beteuert Alemann.
Neuer Subte-Streik
Mal wieder Streik in der Untergrundbahn von Buenos Aires (Subte): Am Donnerstag und am gestrigen Freitag kam auf allen sechs Linien der Verkehr für jeweils drei Stunden zum Erliegen. Dabei hatten sich erst Mittwoch die Tarifpartner – die Stadtregierung, die Betreiberfirma „Metrovías“ und die Gewerkschaft UTA – auf eine 23-prozentige Lohnerhöhung geeinigt. Nicht einverstanden mit dem Vertragsabschluss war die konkurrierende Gewerkschaft „Metrodelegados“. Diese ist zwar legal anerkannt, aber nicht berechtigt, Tarifverträge zu unterzeichnen. Sie stieß sich vor allem an jenem Passus der Vereinbarung, der einen Zwangsbeitrag (ein Prozent des Bruttolohnes) aller Subte-Arbeiter an die UTA vorsieht. Dass also auch diejenigen zahlen müssen, die nicht Mitglied der UTA sind, wollen die „Metrodelegados“ nicht akzeptieren: Auf ihrer Homepage beschimpften sie die UTA als eine „mafiöse Organisation“. Man sei nicht bereit, weiterhin die Sommeraufenthalte der UTA-Führungskräfte in Miami mitzufinanzieren. Gleichwohl konnte sich das Verhandlungsergebnis der UTA-Funktionäre eigentlich sehen lassen: Ab Dezember beträgt der Bruttomonatslohn von Zugführern 13.059 Pesos. Und selbst eine Hilfskraft der Putzkolonne verdient immerhin noch 8843 Pesos (zehnjährige Betriebszugehörigkeit vorausgesetzt).
Entscheidung am 15.12.
Die Entscheidung über den Verbleib des Marine-Schulschiffs „Libertad“ will der Internationale Seegerichtshof in Hamburg am 15. Dezember (Sonnabend) fällen. Dies berichteten die Tageszeitungen „La Nación“ und „Clarín“ am Donnerstag unter Berufung auf Informationsquellen im Gericht. Der für die Urteilsverkündung gewählte Wochentag überrascht ein wenig. Schließlich ist es für Deutschland eher ungewöhnlich, dass ein Gericht eine solche Amtshandlung an einem Sonnabend vornimmt. In dem vorgestern eröffneten Prozess fordern die Argentinier von Ghana die Freigabe der im Hafen von Tema festgesetzten Fregatte.
Ehrung für Knieß
Der einstige deutsche Botschafter in Buenos Aires, Günter Knieß, ist mit dem Leloir-Preis ausgezeichnet worden. Der Diplomat nahm die Auszeichnung für Verdienste um die Wissenschaft aus den Händen des argentinischen Wissenschaftsministers Dr. Lino Barañao entgegen. Knieß, der heute als deutscher Botschafter in Kolumbien fungiert, hatte während seiner Amtszeit am Río de la Plata (2008 bis 2012) dazu beigetragen, das Max-Planck-Partnerinstitut für Biomedizin sowie das Deutsch-Argentinische Hochschulzentrum (DAHZ) auf den Weg zu bringen. Argentiniens Regierung würdigte Knieß‘ Engagement nun mit dem Preis, der an den argentinischen Chemiker und Nobelpreisträger Luis Federico Leloir erinnert.
Frau leitet UCR-Konvent
Novum bei der Radikalen Bürger Union (UCR): Mit Lilia Puig de Stubrin wird erstmals eine Frau an der Spitze des Nationalkonvents der Radikalen stehen. Einstimmig wählte das Gremium bei seiner jüngsten Sitzung die Politikerin, die als ausgesprochene Gegnerin der Kirchner-Regierung gilt. Es stand nur eine Liste zur Auswahl. Vorausgegangen waren langwierige interne Verhandlungen. Der Nationalkonvent hat die Aufgabe, die Partei programmatisch für die nächsten Wahlen fit zu machen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Abermals die Wiederwahl
In der Öffentlichkeit galten die Bemühungen regierungsnaher Kreise um die abermalige Wiederwahl in Folge der Präsidentin Cristina Kirchner im Jahr 2015 als abgetan, nachdem sich oppositionelle Senatoren und Deputierte mehrheitlich dagegen ausgesprochen hatten, so dass die von der Verfassung vorgeschriebene Mehrheit von zwei Dritteln der Senatoren und Deputierten für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung nicht machbar erschien. Die Massenkundgebungen von September und November sprachen ebenfalls deutlich gegen die Wiederwahl, ebenso wie die Umfragen über die Beliebtheit der Präsidentin fühlbar abschwächen.
Indessen hat Planungsminister Julio de Vido, langjähriger Mitarbeiter des Präsidentenehepaares in Santa Cruz und in der Regierung seit bald zehn Jahren, in der Vorwoche gleich zwei Mal in Folge erklärt, die Regierung haben durchaus das Recht, eine Verfassungsreform mit Wiederwahl in Folge einzuberufen, worüber gelegentlich entschieden werden würde. Immerhin ist de Vido maßgebendes Kabinettsmitglied. Sein Wort ist politisch wichtiger als das einzelner Bürgermeister oder Parlamentarier, die ebenfalls die Wiederwahl anstreben.
Präsidentin Cristina Kirchner schweigt derweil, nachdem sie einmal dazu Stellung bezogen hat. Eine verfassunggebende Versammlung könne nur einberufen werden, wenn mindestens zwei Parteien sich dazu bekennen, wie es im Fall der Wiederwahl von Carlos Saúl Menem nach einem Pakt mit der radikalen UCR unter Raúl Alfonsín 1994 möglich wurde. Welche Oppositionspartei die Präsidentin hierfür im Visier hat, ließ sie nicht durchblicken. Derzeit steht die UCR geschlossen gegen die Wiederwahl in Folge, ebenso die Sozialistische Partei mit Hermes Binner, der selber seine zweite Präsidentschaftskandidatur für 2015 anpeilt.
In der jetzigen Zusammensetzung beider Kammern des Kongresses ist die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung unmöglich. Das wissen die Regierungspolitiker, so dass sie sich nicht darum bemühen. Ihr Ziel sind entschieden die Kongresswahlen vom Oktober 2013, wo sie hoffen, genügend Stimmen zu mustern, um die Zweidrittelmehrheit im Jahr 2014 zu ergattern. Dabei geht es um einige kritische Wahlbezirke, zumal in der Bundeshauptstadt, wo die Regierung derzeit mit zwei Senatoren vertreten ist, deren Wiederwahl 2013 denkbar kritisch erscheint. In der Stadt Buenos Aires konzentrieren sich allerlei oppositionelle Kräfte, die die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit der Regierungsführung nahezu täglich zum Ausdruck bringen. Ob sich dieses für die Regierung denkbar negative politische Klima bis Oktober 2013 verändern wird, bleibt abzuwarten, erscheint aber in Hinblick auf die stagnierende Wirtschaft, die grassierende Unsicherheit mit täglichen Überfällen und Diebstählen und die zweistellige Inflation zweifelhaft.
Die Kandidaten für die nächstjährigen Kongresswahlen sind noch nicht nominiert. Die Präsidentin wird in ihrer Partei sicherlich dafür sorgen, dass treue Kandidaten nominiert werden, mit denen sie in der Kongressperiode 2014 die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung durchsetzen kann. Fehlen dafür nur wenige Stimmen, dann dürften Stimmenkäufe mit Gegenleistungen wie früher eingesetzt werden, was freilich nicht machbar ist, wenn die Zweidrittelmehrheit in weiter Ferne liegt wie derzeit. Die Strategie der Regierung zielt deutlich auf die Kongresswahlen von 2013, weshalb sie sich nicht um die jetzige negative Stimmung kümmert. Gelingt es nächstes Jahr, diese Stimmung zu verändern, wenn dank besserer Ernten und geringeren Zahlungen der Auslandsschulden die Wirtschaft aufholt. Das erscheint offenbar die politische Karte, auf die die Regierung setzt, um die Wiederwahl in Folge der Präsidenten doch durchzusetzen.
Meinung
Piraten auf Zeitreise
Von Stefan Kuhn
Richtig interessant wurde es am Wochenende in Bochum beim PA582, als es um die „gründlichere Erforschung von Zeitreisen“ ging. Der Programmantrag war natürlich ironisch gemeint, denn Zeitreisen wären die einzige Chance, den Bockmist zu korrigieren, den die Piraten in den letzten Monaten gebaut haben. Es spricht für die Piraten, dass sie auf diese humorvolle Art mit all den Zwistigkeiten, unglücklichen Aussagen und persönlichen Animositäten umgehen. Gegen die Partei spricht, dass man auf einem Programmparteitag wertvolle 30 Minuten für offensichtlichen Nonsens verschwendet. Zudem bleibt so etwas hängen. Welcher Wähler nimmt schon eine Partei für voll, die über Zeitreisen diskutiert.
Genau dieses Problem hatte die Piraten in den letzten Monaten. Im April und Mai erreichten sie in Umfragen Spitzenwerte von 13 bis 14 Prozent und überholten zeitweise die Grünen. In der jüngsten Umfrage kommen sie nur noch auf vier Prozent und würden damit den Einzug in den Bundestag verpassen. Der Absturz kam nicht von ungefähr. Die Sympathiewerte galten dem Rebellentum der jungen Partei, die wie die Grünen vor über 30 Jahren den Politikbetrieb aufmischen wollte. Mit der Zeit möchten die Wähler allerdings wissen, wofür die Piraten stehen. Kampf gegen das Urheberrecht und die Forderung nach einem bedingungslosen Grundeinkommen für alle reicht nun mal nicht.
In vielen Bereichen hatten die Piraten schlicht keine Meinung und taten dies auch offen kund. Wenn sich dann doch jemand äußerte, brach unter den Mitgliedern ein „Shitstorm“ aus. So nennen die Parteianhänger Massenproteste im Internet. Die waren auch häufig angebracht. So gab etwa ein Funktionsträger Polen die Schuld am Ausbruch des 2. Weltkriegs. Ein anderer forderte Straffreiheit für Holocaustleugner. Selbst bei einem der wenigen Punkte, in dem sich die Piraten eigentlich einig sind, gab es Stress. Zwei weibliche Mitglieder haben Bücher veröffentlicht und dafür Verlagshonorare bekommen. Das ist eigentlich ein ganz normaler Vorgang, aber nicht mit den Piratenvorstellungen zu geistigem Eigentum und Urheberrecht vereinbar. Der Shitstorm ließ nicht auf sich warten.
In Bochum wollten die Piraten die „Meinungslosigkeit“ beenden und sich ein Parteiprogramm geben. Zumindest letzteres ist gelungen, aber es war eine schwere Geburt, und das Programm ist so vage formuliert, dass es große Deutungsspielräume zulässt. Immerhin hat sich der Parteivorstand um Bernd Schlömer, seinen Vize Sebastian Nerz und den politischen Geschäftsführer Johannes Pomader erstaunlich einig gezeigt. Deren Streitereien waren in den letzten Wochen auch einer der Gründe für die fallenden Sympathiewerte der Piraten.
In Bochum wurden auch organisatorische Probleme der Partei offensichtlich, mit denen die Grünen ebenfalls in ihren Anfangsjahren zu kämpfen hatten. Basisdemokratie hat ihre Grenzen. Auf dem Parteitag haben 2000 Piraten über rund 700 Anträge beraten. Wenn man jeden dieser Anträge ernst nimmt, ihn verliest und darüber abstimmt, also geschätzte drei Minuten Zeit aufbringt, braucht man allein 35 Stunden. Bei manchen Anträgen gab es schier endlose Diskussionen, bis es zur Abstimmung kam.
Die Piraten werden wohl bald den Weg der Grünen gehen und sich organisatorisch professionalisieren müssen. Sie werden Parteitage mit gewählten Delegierten brauchen und eine Programmkommission. Sie werden Funktionsträger bezahlen müssen, denn Parteiarbeit ist kein ehrenamtlicher Feierabendjob. Sie werden wohl auch darüber nachdenken, ob sie bei den Entscheidungsprozessen nicht Unterschiede zwischen zahlenden Parteimitgliedern und Sympathisanten machen sollten.
Die Piraten sind hier in einem Dilemma. Gehen sie diesen Weg, werden die Wähler bald feststellen, dass man diese Partei eigentlich nicht braucht. Gehen sie ihn nicht, werden die Streitereien bleiben und die Skurrilitäten, aber auch das macht die Partei nicht wählbarer. Vielleicht hätte man in Bochum die Sache mit den Zeitreisen noch ausführlicher diskutieren sollen. Vermutlich kann nur eine Reise in die Zukunft das Piraten-Problem lösen.
Meinung
Randglossen
Eiligst musste Präsidentin Cristina Kirchner ihre Erklärungen widerrufen, dass sie den Geierfonds keinen Dollar bezahlen würde, nachdem der New Yorker Richer Thomas Griesa die Regierung auf Grund besagter Zahlungsverweigerung verdonnert hatte, 1,3 Milliarden Dollar in einen Garantiefonds für die Geier einzuzahlen, was die Zahlungsunfähigkeit bewirkt hätte. Auf Grund der Bereitschaft der Präsidentin, den Geierfonds zum dritten Mal die Umschuldung von 2005 zu öffnen, hat die Berufungskammer in New York ebenso eiligst den Spruch Griesas in einen Schwebezustand bis zum 27. Februar 2013 versetzt, damit die Geierfonds bei der Umschuldung mitmachen, was sie bisher zwei Mal abgelehnt hatten. Unterdessen kann die Regierung die Fälligkeiten für über drei Milliarden Dollar auszahlen. Ende gut, alles gut bis - Ende Februar.
Ob die Fregatte Libertad, die ein Gericht in Ghana auf Antrag der Geierfonds beschlagnahmt hat, ein Kriegsschiff ist oder auch zivile Dienstleistungen vollzieht, ist Thema der rechtlichen Diskussion vor dem Internationalen Seegerichtshof in Hamburg. Wird die Fregatte als Kriegsschiff eingestuft, wie es die argentinische Botschafterin Alicia Castro in London an Hand einer Bescheinigung behauptet, dann muss das Gericht in Ghana die Beschlagnahme aufheben und die Fregatte frei geben. Wenn der Dreimaster als ziviles Schiff eingestuft wird, kann er beschlagnahmt werden. Unterdessen brütet die Restmannschaft seit Oktober in der Hitze des Hafens von Tema in Ghana.
Eigentlich hätten die chinesischen Kollegen stutzig werden müssen. „Mit seinem umwerfend gut aussehenden, runden Gesicht, seinem jungenhaften Charme und seiner kräftigen, stämmigen Figur“ sei Kim Jong Un der „fleischgewordene Traum aller Frauen“, schrieb die englischsprachige Zeitung der KP. Sie war auf den Artikel des US-Satiremagazins „The Onion“ hereingefallen, das den jungen nordkoreanischen Diktator zum „Sexiest Man Alive“ gekürt hatte. Erst im September hatte „Die Zwiebel“ die iranische Nachrichtenagentur PARS gefoppt. Die verbreitete eine Onion-Meldung, nach der der iranische Präsident Ahmadinedschad in ländlichen US-Regionen mehr Stimmen bekommen würde als Obama. Das ist allerdings etwas glaubhafter als die erotische Ausstrahlung Kims.
Die Piraten haben auf ihrem Programmparteitag ein basisdemokratisches Modell andiskutiert, das eine Alternative zu den Parteitagen sein könnte: die Ständige Mitgliedervertretung, kurz SMV. Über dieses Modell sollen im Internet Entscheidungen zu politischen Sachfragen fallen. Manche halten das für undemokratisch, weil eben nicht jeder Internet kann. Darüber kann man nur den Kopf schütteln. Ohne Internet würde es die Piraten gar nicht geben. Weitaus undemokratischer sind deren Parteitage, zu denen jeder kommen kann, der Lust hat, aber nur der kommt, der Zeit und Geld hat. Dämlich ist nur die Abkürzung. Diese steht in Deutschland für Schülervertretungen in Schulen, und dort geht es in der Regel professioneller zu als bei den Piraten.
Ausflüge & Reisen
Das wilde Patagonien beginnt in Trelew
Von Marlú Kirbus
Die “Wild Bunch” in den USA. Ganz links Sundance Kid, ganz rechts Butch Cassidy als feine Pinkel nach einem Banküberfall.
Trelew (walisisch “Dorf des Lewis”) wurde 1886 im Lauf der Kolonisierung Nordpatagoniens durch Einwanderer aus Wales am Unterlauf des Río Chubut gegründet. An der Mündung des Chubut liegt die beschauliche Provinzhauptstadt Rawson, flussaufwärts befinden sich die Dörfchen Gaiman und Donovan, in denen die walisische Kultur und Tradition (Kapellen, Teehäuser, Friedhof) bewahrt werden, noch weiter westwärts liegt die riesige Talsperre Florentino Ameghino (1943-1963).
Trelew als Zweckstadt bietet nicht viel Sehenswertes, außer dem eindrucksvollen Dinosaurier-Museum Egidio Feruglio, das von Interessenten aus aller Welt besucht wird. Erhalten ist auch das alte Bahnhofsgebäude der Eisenbahnlinie, die Trelew mit Puerto Madryn verband. Natürlich ist Trelew obligater Ausgangspunkt für Ausflüge zu den Pinguinkolonien bei Punta Tombo. Nahebei gibt es auch einen Parque Paleontológico für Fossilienliebhaber.
Und doch stößt man auch an solchen Orten auf Unerwartetes. Wie beispielsweise im über hundertjährigen Hotel Touring Club, in dem ein Zimmer so hergerichtet ist, wie es aussah, als hier Butch Cassidy logierte.
Butch Cassidy gehörte einer Bande nordamerikanischer Krimineller an, die zu Beginn des 20. Jahrhunderts in den USA mehrere Raubüberfälle auf Banken und Züge durchgeführt hatten (“The Wild Bunch”) und sich teils nach Südamerika absetzten. Nur ein beharrlicher Constabler der Pinkerton-Detektei setzte sich auf ihre Fährte und fand Cassidy, Sundance Kid und dessen Lebensgefährtin Etta Place als Farmer im beschaulichen Flecken Cholila, südlich von Bariloche. Das vom Trio dort errichtete Blockhaus steht noch und ist zur Pilgerstätte von Enthusiasten geworden, die weiterhin nach dem Verbleib der Gold- und Silberlinge fahnden, die die Ganoven am 14. Februar 1905 beim Überfall auf die “Banco de Tarapacá” in Río Gallegos erbeuteten. Eine schwere Last, denn neben Bündeln von Pfund-Banknoten machten sie sich mit 30.000 Peso-Münzen aus dem Staub.
Bevor sie sich, aus den USA kommend, in Cholila niederließen, weilten die Flüchtenden kurz in Buenos Aires und fuhren über Trelew weiter, wo eben Butch im Touring Club Hotel unterkam, das heute noch funktioniert.
Von Cholila flüchtete das Duo Butch und Sundance, nunmehr ohne der spurlos verschwundene Etta, über Chile nach Bolivien, wo die beiden nach einem Shootout mit dem Heer in namenlosen Gräbern endeten.
Das Zimmer im Hotel von Trelew, das Butch Cassidy bewohnte.
Ihre Geschichte wurde in den 70er Jahren bekannt, als Robert Redford und Paul Newman die Story verfilmten. Wenigen ist hingegen geläufig, dass es auch eine gefürchtete Engländerin gab, die in Patagonien ihr Unwesen trieb: Elena Greenhill. Sie war eine ausgezeichnete Reiterin und unübertroffene Revolverschützin, die einfach nicht zu fassen war, bis ein Polizeitrupp in Zivil unter Kommissar Félix Valenciano nahe der Laguna Fría unweit Gan Gan (Bezirk Telsen) sie in einen Hinterhalt lockte und sie aus dem Weg räumte. Es war der 31. März 1915, und Elena, zweifache Mutter, war 42 Jahre alt. Der Ort der Tragödie heißt heute Cerro La Inglesa.
Die Bücher “La Patagonia Trágica” und “La Patagonia Rebelde” des deutsch-argentinischen Autors Osvaldo Bayer wiederum beziehen sich auf andere Geschehnisse viel weiter südlich, in Santa Cruz.
125 Jahre Wolgadeutsche
Riesenfete der Wolgadeutschen
Coronel Suárez: 10.000 feierten 125-jähriges Bestehen der Kolonien
Text und Fotos von Marcus Christoph
Vor der Kirche in San José wurden die Hymnen Deutschlands und Argentiniens intoniert.
Buenos Aires (AT) – Die Messlatte war hoch gelegt: Eine Riesenfete für nicht weniger 10.000 Gäste in einem gigantischen Festzelt. Juan Hippener, der Vorsitzende der wolgadeutschen Vereinigung von Coronel Suárez und seine Mitstreiter hatten sich für den vorigen Sonntag viel vorgenommen. Doch der Anlass war auch würdig, groß gefeiert zu werden: Denn vor 125 Jahren kamen die ersten Wolgadeutschen im erwähnten Bezirk im Süden der Provinz Buenos Aires an. Dort gründeten sie die drei Kolonien Santa Trinidad, San José und Santa María, die bis heute zu den wichtigsten Zentren wolgadeutschen Lebens in Argentinien zählen.
Hatte man vor fünf Jahren zum 120. Jahrestag noch mit 5000 Gästen gefeiert, sollte es diesmal das Doppelte sein. Unter dem Jubel der Festzeltbesucher verkündete Hippener schließlich, dass das „Plansoll“ an Teilnehmern erreicht worden sei. Dabei kamen viele auch von Außerhalb, beispielsweise aus den befreundeten wolgadeutschen Kolonien in Hinojo (Provinz Buenos Aires) oder im Chaco. Sogar einige Gäste aus Deutschland waren nach den Angaben der Veranstalter zugegen, um mit zünftiger Musik und kulinarischen Köstlichkeiten vom Grillteller das Jubiläum zu feiern.
Geschichte in Modellform: Vor 125 Jahren kamen die Wolgadeutschen an.
Zuvor hatte es in der Kirche San José Obrero einen Festgottesdienst gegeben, dem sich ein Festakt vor dem Gotteshaus anschloss. Dabei hob Festredner Manuel Valea vom Rotary Club der drei Kolonien die Werte hervor, die die Vorväter mit nach Argentinien gebracht hätten: Friedensliebe, Freiheit, Fleiß, Familie und Erziehung - Werte, an denen man sich auch heute noch orientieren solle. Valea blickte auf die bewegte und entbehrungsreiche Geschichte der Wolgadeutschen zurück. Auf die 1760er, als die russische Zarin Katharina die Große Deutsche einlud, die Steppengebiete an der Wolga zu kultivieren.
Die Gruppe „Immer truff“ mit süddeutscher Folklore.
Als dann über 100 Jahre später Zar Alexander II. daran ging, Selbstbestimmungsrechte der Wolgadeutschen einzuschränken und sie zum Militärdienst zu zwingen, entschieden viele, ihr neues Glück in Übersee zu suchen: in den USA oder in Brasilien. Letzteres bot aber nicht die erhofften landwirtschaftlichen Bedingungen, sodass die Wolgadeutschen weiter nach Argentinien zogen. Hier wurde 1878 in Hinojo die erste Kolonie gegründet. 1887 folgten die drei Siedlungen in Coronel Suárez.
Die Einwanderung dauerte bis zum Ersten Weltkrieg. Nach Schätzungen des wolgadeutschen Kulturzentrums in Argentinien (CACW) sollen derzeit rund 2 Millionen Menschen mit wolgadeutschem Ursprung im Land leben. Bekannteste Vertreterin ist Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, deren Mutter Ofelia Wilhelm entsprechende Wurzeln hat. Viele der jüngeren Generation sprechen heute aber nur noch wenig Deutsch.
Festakt vor der Kirche in San José.
Ricardo Moccero, der Bürgermeister von Coronel Suárez, unterstrich in seiner Ansprache die „große Kraft“, die die Wolgadeutschen auszeichne. Es sei zwar ein langer und nicht immer einfacher Weg der Integration gewesen, der aber letztlich erfolgreich gewesen sei.
Als Vertreter der Provinzregierung war Produktionsminister Cristian Breitenstein nach Coronel Suárez gekommen. Der peronistische Politiker, der bis zum Vorjahr Bürgermeister von Bahía Blanca war, führte aus, selber wolgadeutsche Wurzeln zu haben. Vor dem Hintergrund dessen, dass die Wolgadeutschen in Argentinien lange Zeit fälschlicherweise als „Russen“ betrachtet worden seien, habe er sich intensiv mit seiner Abstammung beschäftigt. Dies reichte bis zu einem Aufenthalt in Deutschland und dem Erlernen der deutschen Sprache. Breitenstein beglückwünschte die Wolgadeutschen in Coronel Suárez, ihre Traditionen gepflegt zu haben, und hob das Potenzial hervor, dass dieser Bevölkerungsgruppe zu eigen sei: Sie sei wichtig nicht nur für die Weiterentwicklung von Coronel Suárez, sondern auch für die Provinz Buenos Aires und sogar für die Nation.
Das Riesenfestzelt war voll besetzt.
Auch auf dem Gebiet der Kultur tat sich in den Kolonien etwas zum 125-jährigen Jubiläum: So führte die Theatergruppe „Thi Tritkonire“ eine im wolgadeutschen Dialekt gehaltene Version der Molière-Komödie „Tarfufo“ (zu Deutsch: „Tartuffe“) auf. Die Zuschauer im Club „El Progreso“ in Santa María (Kolonie 3) waren begeistert.
Juan Hippener. Cristian Breitenstein.
Ob es in Coronel Suárez noch einmal ein solches Fest der Superlative geben wird? Organisator Juan Hippener machte bei seiner Ansprache schon entsprechende Ankündigungen, in fünf Jahren wieder zu feiern. Doch ob es nochmal eine Aufstockung der Gästezahl geben werde, ließ Hippener bewusst offen.
Wirtschaft
YPF will Metrogas übernehmen
Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen YPF hat der Nationalen Wertpapierkommission (CNV) mitgeteilt, dass es beschlossen habe, sein Vorkaufsrecht zu nutzen und die Beteiligung von British Gas an GASA (der Holding, der das Gasvertriebsunternehmen Metrogas kontrolliert) von 54,67% zu kaufen. YPF hat eine Beteiligung von 45,33% und würde somit auf 100% gelangen.
BG hatte vor 15 Tagen vereinbart, ihre Beteiligung an “Integra Gas Distribution LLC” zu verkaufen. Es handelt sich um einen Investmentfonds, an dem Fonds aus Chile, den USA, und von Grossbritannien beteiligt sind, der in Argentinien von José Luis Manzano (ehemaliger Innenminister von Menem) und Daniel Vila vertreten wird. Doch diese Gruppe, die besonders Medien (Fernsehen, Rundfunk und Zeitung) betreibt, darf laut Mediengesetz nur 8% am Gasunternehmen besitzen, so dass schon Gespräche mit YPF eingeleitet worden waren, um vom Kauf ganz oder teilweise zu verzichten. Obwohl YPF keinen Kaufpreis genannt hat, ist von u$s 10 Mio. die Rede.
Mit diesem Kauf kontrolliert YPF somit Metrogas vollständig, da die Minderheitsaktionäre ausserhalb vom GASA-Holding keine Entscheidungskraft haben. Doch das Gesetz 24.076, das die Gaswirtschaft regelt, bestimmt im Artikel 34, dass “kein Gasproduzent eine Kontrollmehrheit an einer Gesellschaft haben kann, die als Gasverteiler zugelassen ist”. Der Kauf muss jetzt vom Kontrollamt der Gaswirtschaft Enargas und von der nationalen Kommission für Konkurrenzschutz genehmigt werden. Dies dürfte jedoch glatt über die Bühne gehen, da diese Übernahme eines Aktienpaketes auf dem Gasverteilungsmarkt nichts ändert.
Metrogas beliefert 2,2 Mio. Kunden in der Bundeshauptstadt und 11 Gemeinden der Umgebung mit Gas. Das Unternehmen wurde in den 90er Jahren anlässlich der Privatisierung der staatlichen “Gas del Estado” geschaffen, die damals in mehrere Unternehmen aufgeteilt wurde, nämlich zwei für die Betreibung der Gasfernleitungen (TGN und TCS), zwei für den Gasvetrieb in der städtischen Gegend von Buenos Aires (Metrogas und Gas Natural BAN), und weitere im Landesinneren.
Da die Bedingungen der Konzessionsverträge nicht eingehalten wurden, und die Tarife für den Vertrieb zunächst 2002 in Pesos eingefroren und dann nur weit unter der Inflation berichtigt wurden, geriet Metrogas in eine schwierige finanzielle Lage. Das hat British Gas bewogen, nach einer zehnjährigen Wartezeit, ihr Aktienpaket abzustossen. Wenn das Unternehmen dann YPF gehört, wird voraussichtlich das Tarifproblem geregelt. Es handelt sich somit um eine schmutzige indirekte Verstaatlichung.
Wirtschaft
Ein gefährliches Kapitalmarktgesetz
Am Donnerstag hat der Senat das neue Gesetz über den Kapitalmarkt verabschiedet, das das Gesetz von 1968 (Regierung von Juan Carlos Onganía, mit Adalbert Krieger Vasena als Wirtschaftsminister) ersetzt. Der Text, den die Regierung im Kongress einbrachte, bezog zu grundsätzlich auf folgende Aspekte:
1. Die Kontrolle der Gesellschaften, die an der Börse kotieren, entfällt nur noch auf die Nationale Wertpapierkommission (“Comisión Nacional de Valores”) Die Börse von Buenos Aires, die auch eine Kontrolle ausübte, wird ausgeschlossen. Das beruht auf dem Gedanken, dass die Börse von den gleichen Gesellschaften beherrscht wird, die sie kontrollieren muss, was eine “Selbstkontrolle” darstellt. In der Tat hat jedoch die Börsenkontrolle gut funktioniert, als Zusatz zu der der staatlichen Aufsichtsbehörde.
2. Als Börsenmakler werden jetzt auch Personen und Firmen tätig sein können, die nicht Aktionäre des Wertpapiermarktes (“Mercado de Valores”) sind, der eine Aktiengesellschaft ist, bei der bisher die Haltung einer Aktie Anrecht auf einen Maklersitz gab. In der Praxis ändert dies wenig, entwertet jedoch die Aktien dieser Gesellschaft, die jedoch weiter Einnahmen aus Gebühren des Börsenhandels, Anlagen u,.a. Quellen bezieht.
3. Es werden neue Wertpapiere geschaffen, um die Sparer anzuziehen. Dies ist jedoch im Gesetz sehr konfus.
4. Bei kotierten Aktiengesellschaften wird ein Gutachten einer Risikoqualifizierungsagentur gefordert, das jedoch nicht obligatorisch ist. Die Universität Buenos Aires wird dabei auch für diesen Zweck zugelassen, obwohl sie gewiss nicht dafür qualifiziert und dies auch nicht zu ihrer eigentlichen Aufgabe gehört.
5. Der Begriff der sogenannten “sensiblen Information” wird ausgeweitet. Diese Information muss geheim gehalten werden, um Manöver zu vermeiden, bei denen sich Beamte eines Unternehmens bereichern können.
In der Deputiertenkammer wurde ein zusätzlicher Artikel eingefügt, der dem ganzen Gesetz einen anderen Sinn verleiht. Er lautet wie folgt: “Wenn sich als Ergebnis von Untersuchungen ergibt, dass die Interessen der Minderheitsaktionäre oder Inhaber von Wertpapieren, die dem öffentlichen Angebot unterstehen, verletzt werden, kann die Nationale Wertpapierkomission, je nach der Bedeutung des Schadens, der festgestellt wird, folgendermassen vorgehen: I. Aufseher ernennen, mit Vetorecht gegenüber den Beschlüssen der Verwaltungsorgane des Unternehmens, was dem Präsidenten der Wertpapierkommission gemeldet werden muss; II. Absetzung der Verwaltungsorgane des betreffenden Unternehmens für bis zu 180 Tagen, bis die entdeckten Unregelmässigkeiten behoben worden sind.” Gegen dies kann nur Berufung beim Wirtschaftsminister eingelegt werden. Eine Berufung vor Gericht wird ausgeschlossen. Das bedeutet, dass die Regierung entscheidet, was besonders bei der gegenwärtigen sehr gefährlich ist.
Dieser neue Artikel wurde im Senat von Oppositionsvertretern beanstandet, was jedoch die Verabschiedung des Gesetzes nicht verhindern konnte, da die Regierungspartei die Mehrheit hat und gemäss Anweisung der Präsidentin handelt.
Dieser neue Artikel ist sehr gefährlich, da dadurch ein Unternehmen schwer geschädigt werden kann. Ein Eingriff in die Verwaltung eines Unternehmens, bei der Massnahmen getroffen werden, mit denen ein Minderheitsaktionär nicht einverstanden ist, beeinträchtigt die Handlungsfähigkeit des Direktroiums und der Geschäftsführung in einer Weise, die besonders in Krisenzeiten verheerende Folgen haben kann. Das Versorgungsgesetz aus dem Jahr 1974 sah auch eine staatliche Intervention vor, die in einigen Fällen effektiv vollzogen wurde und schwere Schäden veursachte, was die Rückgabe der Unternehmen (1976, unter der Militärregierung) erschwerte.
Bei der Intervention kann es sich auch einen ersten Schritt für eine Verstaatlichung handeln. Die Regierung hat über das ANSeS Minderheitsbeteiligungen an über 20 Unternehmen, und kann daher als “geschädigter Minderheitsaktionär” auftreten. Ausserdem ist der Staat Minderheitsaktionär bei “Papel Prensa S.A.”, die Zeitungspapier erzeugt und von den grossen Verlagen der Zeitungen “Clarín” und “La Nación” kontrolliert wird, die von der Regierung brutal verfolgt werden. Jetzt kann die Regierung das Unternehmen intervenieren. Abgesehen davon gibt dieser Artikel Minderheitsaktionären im allgemeinen die Möglichkeit der Erpressung.
Es handelt sich um eine klare Diskriminierung von Unternehmen im Besitz von argentinischen Aktionären, die sich auch um die Streuung des Aktienbesitzes über die Börse bemüht haben. Ausländische Unternehmen, die reine Tochtergesellschaften ihrer Mutterhäuser im Ausland sind, eventuell mit einem lokalen Minderheitsaktionär, der vom Unternehmen abhängt oder auf alle Fälle keine Probleme schafft, werden von diesem Gesetz nicht erfasst. Bei den Kirchner-Regierungen wurde das Ziel der Schaffung eines starken lokalen Unternehmertums besonders hervorgehoben. Das neue Gesetz geht jedoch genau in die entgegengesetzte Richtung. Auch die Streuung des Aktienbesitzes wird dadurch behindert, da sich Unternehmen jetzt vor Minderheitsaktionären hüten müssen, da sie ihnen schwere Probleme schaffen können.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,84, um 0,21% über der Vorwoche und um 12,04% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 45,21 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,902, zum 31.03.13 bei $ 5,12 und zum 30.06.13 bei 5,42. Der Terminkurs per Ende Oktober 2013 lag um 21,62% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,44 und bei Überweisungen ca. $ 6,74. Doch vor der Meldung über die Hinausschiebung des Termins vom 15. Dezember, den der US-Richter Griesa für die Zahlung an die Geierfonds gesetzt hatte, war der Kurs stark in die Höhe gesprungen.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein kräftiges Plus von 7,39%, lag jedoch 2,21% unter Ende 2011. Auch die Börse wurde durch den Beschluss der Berufungskammer von New York direkt beeinflusst.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,56% und lagen 6,96% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos stiegen zur Vorwoche 2,56% und lagen um 3,96% unter Ende 2011. Boden 2014 verloren 0,78% und lagen im Laufe dieses Jahres um 18,36% im Plus. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 8,76% und lagen 1,25% im Minus, und Boden 2013 gewannen 0,82% und verzeichnen einen Plus von 3,22% seit Jahresbeginn
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 177,89 (Vorwoche $ 178,05) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 254,13 (Vorwoche $ 254,36).
***
Das vom Parlament abhängige Kontrollamt “Auditoría General de la Nación” hat ermittelt, dass bei 61 Krediten, die von der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft gewährt wurden, weniger als 50% des Kreditbetrages effektiv beansprucht wurde. Der schlimmste Fall ist der Kredit für die Sanierung des Riachuelo-Flusses, der nur zu 038% abgehoben wurde, obwohl das bestehende Umweltproblem hier kritisch ist und der Oberste Gerichtshof der Regierung angeordnet hat, für eine Lösung zu sorgen. Argentinien erleidet einmal einen Schaden, wenn es diese Kredite nicht termingemäss beansprucht. Doch ausserdem werden dabei Bussen verhängt, die insgesamt schon über u$s 4 Mio. ausmachen. Schliesslich stört dies auch die Anträge für neue Kredite. Die Schlamperei der zuständigen Beamten ist jetzt besonders schädlich, da die Kredite auch zum Ausgleich der Zahlungsbilanz und zur Finanzierung des Haushaltsdefizites dienen.
***
Der Umsatz der 65 Supermärkte, die im ganzen Land tätig sind, lag im Oktober laut INDEC mit $ 9,09 Mrd. um 22,6% über dem gleichen Vorjahresmonat. Zu konstanten Werten (in Mengen) betrug die interanuelle Zunahme 15,5%, bei einer durchschnittlichen Preiszunahme von 10,5%, die sich zum Teil aus den einzelnen Erhöhungen und zum anderen Teil aus einer Änderung der Zusammensetzung des Warenkorbes, mit mehr billigeren Produkten, ergibt.
***
Industrieministerin Debora Giorgi sprach Ende der Vorwoche beim technologischen Industrieinstitut INTI anlässlich eines Seminars über Lithium, und forderte die Industrie auf, dieses Metall im Land zu verarbeiten. Argentinien gehört zu den Ländern mit den höchsten Reserven. Lithium wird besonders für Batterien mit hoher Leistungsfähigkeit eingesetzt, die u.a. bei elektrisch angetriebenen Automobilen eingesetzt werden, aber auch sonst eine breitgefächterte Verwendung haben.
***
Aerolíneas Argentinas und ihre Tochterfirma Austral haben die Belegschaft sei der Verstaatlichung, die Mitte 2008 erfolgte, um 20%, von 9.400 auf 11.200 Personen, erhöht, wurde aus guter Quelle des Unternehmens bekannt. Doch ausserdem gingen 700 Arbeitnehmer in den Ruhestand, die ersetzt wurden. AA und Austral hatten schon 2008 eine drei Mal so hohe Belegschaft, wie sie nach internationalen Massstäben notwendig wäre. Generaldirektor Mariano Recalde, sagte bei der Übernahme im Jahr 2008, das Unternehmen müsse von 50 auf 100 Flugzeuge übergehen und die Zahl der Flüge entsprechend erhöhen, um das ganze Personal zu beschäftigen. Die Flotte wurde inzwischen erneuert (mit neuen Boeing 737 NG, Airbus 340 und Embraer), aber die Zahl der effektiv eingesetzten Flugzeuge hat sich kaum verändert. Das Defizit von AA und Austral liegt bei umgerechnet u$s 2,4 Mio. pro Tag.
***
In 9 Monaten 2012 wurden 8% mehr Hühner erzeugt als in der gleichen Vorjahresperiode, teil das Industrieministerium mit. Für ganz 2012 wird mit 2,1 Mio. Hühnern gerechnet, wobei der Konsum auf 40 kg pro Kopf stieg und der Export dieses Jahr u$s 50 Mio. übersteigen wird.
***
Wie der Minister für Infrastruktur der Provinz Buenos Aires, Alejandro Arlía, erklärte, wird ein Projekt studiert, um einen Benzinzuschlag einzuführen, der monatlich $ 60 Mio. ergeben soll, mit denen die Bundesstrassen und Autobahnen der Provinz instandgesetzt und verbessert werden sollen.
***
Das Defizit beim Aussenhandel mit Kapitalgütern hat sich in den ersten neun Monaten innerjährlich um 18% verringert, berichtete das Industrieministerium. Ministerin Debora Giorgi erklärte, dass “die Industrie jetzt die Fähigkeit besitzt, Importe in einer Grössenordnung von bis zu 50% zu ersetzen, weil viele der importierten Güter auch im Land produziert werden können”. Die Produktion an Kapitalgütern wuchs zwischen 2003 und 2010 um mehr als 120%. “Die Herausforderung besteht jetzt darin, die Importsubstitutionen noch weiter zu vertiefen, und gleichzeitig die Exporte zu fördern”, sagte Giorgi. Die Regierung fördert die lokale Produktion, beispielsweise durch eine Erhöhung der Importzölle auf bis zu 14%. Darüber hinaus erhält dieser Industriebereich weiche Kredite aus dem “Fondo del Bicentenario”.
***
Zehn argentinische Lebensmittelunternehmen nahmen in Begleitung von Landwirtschaftsminister Norberto Yahuar an der Lebensmittelausstellung in Abu Dhabi, der Hauptstadt der Vereinigten Arabischen Emirate teil. Viele der von der Stiftung “Export.Ar” eingeladenen Unternehmern sind der Ansicht, dass die Region interessante Geschäftsmöglichkeiten bietet.
***
Nach einer Studie vom Consulting Büro Ecolatina ist das Defizit im Tourismusbereich in 3. Quartalen 2012 auf u$s 2,25 Mrd. gestiegen. Im gleichen Zeitraum 2011 wurde noch ein Überschuss von u$s 30 Mio. verzeichnet. Einer der Gründe liegt darin, dass die internen Preeise, in Dollar berechnet, stark gestiegen sind. Die Hotelübernachtungen sind stark zurückgegangen, bestätigt der INDEC.
***
Die Steuer- und Zollbehörde AFIP verstärkt die Kontrollen auf Textilien und Schuhe aus Fernost, als Ergebnis einer Vereinbarung die zwischen Generaldirektor Ricardo Echegaray und dem vietnamesischen Vizemnister für Finanzen, Nguyen Cong Nghiep unterschrieben wurde. Die Vereinbarung soll den Informationsaustausch über den Warenwert ermöglichen, die zwischen beiden Ländern ausgetauscht werden. Das ist viel mehr für Argentinien von Vorteil, da die argentinischen Exporte nach Vietnam weitgehend aus Commodities bestehen, die zu Weltmarktpreisen geliefert werden, während aus Vietnam allerlei Waren importiert werden, bei denen die Wertbestimmung schwierig ist.
***
Wie der Verband der Notare der Provinz Buenos Aires bekannt gab, wurden im Oktober 2012 16% weniger Immobilienverkäufe als im gleichen Monat des Vorjahres durchgeführt. Für die ersten zehn Monaten liegt der Rückgang bei 12,7%. Gegenüber September wurde dagegen ein Plus von 5,7% festgestellt.
***
Im Rahmen ihres Kurzbesuches vom Mittwoch, hat die brasilianische Präsidentin Dilma Rouseff die argentinischen Handelsbeschränkungen auf elegante Weise kritisiert. “Zweifelsohne müssen wir den Handel stabilisieren. Erreichen werden wir dieses Ziel nicht mit einer Beschränkung, sondern durch eine Erweiterung. Das Gleichgewicht kann nicht über eine Handelsumleitung zu Gunsten von Partnern geschehen, die sich ausserhalb der Region befinden”, sagte Rouseff während der Konferenz des Industrieverbands. Brasiliens Präsidentin trat in Anwesenheit von Präsidentin Cristina Fernandez als Sondergast auf.
***
Präsidentin Cristina Kirchner gab bekannt, dass YPF bei Erdgas aus neuen Lagern ein Preis von u$s 7,50 je Mio. BTU (“British Termal Units”) anerkannt werde. Dies gilt jedoch nicht für das schon geföderte Gas, bei dem der Preis weiter unter u$s 3 je Mio. BTU liegt. Innerhalb des Systems “Gas Plus” konnten die Erdölunternehmen das aus neuen Lagern geföderte Gas zu einem mit den Käufern frei vereinbarten Preis verkaufen. Doch meistens erhielten sie dabei um die u$s 6 je Mio. BTU. Ob jetzt die Regierung YPF einen Preis von u$s 7,50 für neues Gas garantiert, wurde nicht erklärt. Wie weit dieser Preis ausreicht, um das Schiefergaslager “Vaca muerta” auszubeuten, wurde ebenfalls nicht erklärt. Bisher war hier ein Preis von u$s 8 bis u$s 9 genannt worden, um die Kosten zu decken und eine angemessene Rentabilität zu erwirtschaften.
***
Der Wirtschaftler Alieto Guadagni weist auf eine interessante Berechnung der Entwicklung des Reallohnes in Lateinamerika hin, die die Wirtschaftskommission der Vereinten Nationalen für Lateinamerika (bekannt als CEPAL) durchfgeführt hat. Zwischen 2005 und 2012 ist der Reallohn in Mexico um 2,9% gestiegen, in Kolumbien 3,8%, in Brasilien 12%, in Chile 16,9%, in Uruguay 36,9% und in Argentinien 123,3%. Dabei erklärt die CEPAL jedoch, dass für Argentinien die INDEC-Zahlen genommen wurden. Auf Grund dieser Daten liege der Reallohn in Argentinien im 1. Halbjahr 2012 um 22% über der gleichen Vorjahresperiode. In all diesen Zahlen kommt die phänomenale Unseriösität des INDEC zum Ausdruck.
***
Der Senat der Provinz Buenos Aires hat das Gesetz verabschiedet, durch das “Country Clubs” und grössere Gelände für Immobilienprojekte (von über 5.000 qm), 10% der Fläche oder einen entsprechenden Geldbetrag für die Bau von Sozialwohnungen abgeben müssen. Ausserdem wurde die Enteignung von brachliegenden Grundstücken und Bauten verfügt, die sich seit über 5 Jahren in Bau befinden und nicht weitergeführt werden. Dann wird eine Steuer von bis zu 33% auf die Wertzunahme geschaffen, die sich bei Grundstücken und Wohnungen durch Infrastrukturbauten und eine Änderung der Zonenregelung ergibt. Und schliesslich wird die Steuer auf nicht bebaute städtische Grundstücke um 50% erhöht.
***
Wenn Argentinien sämtlichen Holdouts das gleiche Zahlen würde, wie denjenigen gezahlt wurde, die sich dem 2. Umschuldungsangebot (2010) angeschlossen haben, müsste das Land neue Schuldscheine für u$s 4,16 Mrd. ausgeben, die die nicht bezahlte Schuld von u$s 11,18 Mrd. ersetzen, die Kapital plus angelaufene Zinsen einschliesst. Bei der zweiten Umschuldung wurde der Coupon nicht übergeben, der an das BIP-Wachstum für die Periode 2005-2010 gebunden war. Das bedeutet, dass die Holdouts, die 2010 das Regierungsangebot annahmen, u$s 7,38 pro Titel von u$s 100 Nennwert weniger erhalten haben, als diejenigen, die sich 2005 der Umschuldung angeschlossen haben. Argentinien hat dabei u$s 800 Mio. gespart. Wenn jetzt eine neue Umschuldung wie die von 2010 vollzogen wird, dann verlieren die Gläubiger u$s 18,03 pro Titel, was der angelaufenen Vergütung des Coupons entspricht. Der argentinische Staat würde dabei u$s 1,2 Mrd. sparen. Dies hat die Consulting-Firma Econométrica berechnet.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Schweizer Zementfabrikant Holcim wird u$s 600 Mio. in eine Zementfabrik in Kolumbien investieren, gab Präsident Manuel Santos bekannt.
***
In Peru befinden sich Bergbauprojekte in Gang, die schon genehmigt und zum Teil begonnen wurden, für u$s 18 bis u$s 23 Mrd. binnen drei Jahren, gab Bergbauminister Guillermo Shinno bekannt. 2011 seien im Bergbau u$s 7 Mrd. investiert worden, und dieses Jahr werden ca u$s 10 Mrd. erreicht.
***
Die ZB von Kolumbien hat den Referenzzinssatz um 25 Basispunkte auf 4,5% gesenkt. Für dieses Jahr rechnet die ZB mit einer BIP-Zunahme von 4,3%.
***
Brasiliens Bruttoinlandsprodukt soll dieses Jahr um 1,50% und nächstes um 3,94% zunehmen, ergibt eine von der ZB ermittelten Umfrage bei 100 privaten Conuslting-Firmen.
***
Der Präsident von Paraguay, Federico Franco, kündigte am Montag die erstmalige Entdeckung von Erdöl in seinem Land an. Der Fund sei in Pirity, 500 km nordöstlich der Hauptstadt Asunción und nahe der Grenze zu Argentinien entdeckt worden. Das Lager sei in einer Tiefe von 4500 Meter festgestellt worden. Gefördert sollen die Bohrlöcher von den Firmen Crescent Global Oil und Pirity Hidrocarburos, jeweilige Filialen der US-Unternehmen Crescent Oil und Petro Victory.
***
Auf Kuba bahnt sich eine kleine Revolution an: erstmalig seit der Revolution von 1959 führt ab 1.1.2013 ein neuer Kodex für viele Kubaner die Steuerpflicht wieder ein. Eine Umweltabgabe, sowie Umsatzsteuern, Erbschaftsteuern, Transportsteuern und Landwirtschaftsteuern gehören zu den neu eingeführten Abgaben. Auf mittlere bis längere Frist ist eine zweiprozentige Einkommensteuer für alle kubanische Arbeiter vorgesehen.
***
Die brasilianische Wirtschaft hat im 3. Quartal an Fahrt zugenommen. Für die Monate Juli bis September meldete die nationale Statistikbehörde am Freitag ein Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 0,6 % im Vergleich zum 2. Quartal. Das Wachstum war stärker als im 2. Quartal, nachdem die Behörde den Zuwachs für die Monate April bis Juni von zunächst 0,4 % auf 0,2 % nach unten revidierte hatte. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
La Rural S.A.
Schliesslich hat “Fenix Entertainment Group”, von Diego Finkelstein und Marcelo Figolise, doch den Anteil von 50% an La Rural S.A. von Francisco de Narvaez gekauft. Die anderen 50% verbleiben in Händen des Verbandes “Sociedad Rural Argentina”. La Rural wurde von diesem Verband seinerzeit gegründet, um das Ausstellungsgelände in Palermo voll für Ausstellungen verschiedener Art und andere Zwecke einzusetzten, statt praktisch nur für die jährliche landwirtschaftliche Ausstellung, um auf diese Weise Einnahmen zu erhalten, die die Zahlung des Geländes erlauben, das der Verband Anfang der 90er Jahr gekauft hatte. Vorher handelte es sich um eine Konzession, was Investitionen erschwerte, die langfristig amortisiert werden mussten.
Al Marai
Dieses saudi-arabische Milchunternehmen, das grösste in jenem Land, hat eine Investition von u$s 100 Mio. in der Provinz San Luis angekündigt, die vornehmlich dazu bestimmt ist 12.000 bis 17.000 ha mit Luzerne (“alfalfa”) zu säen und dabei auch künstliche Bewässerung einzusetzen. Anschliessend soll auch ein Industriebetrieb errichtet werden, wobei dann das konzentrierte Futtermittel nach Arabien exportiert werden soll.
Ledesma
Dieses Unternehmen, mit einer grossen Zuckerfabrik in Jujuy (mit Abstand die grösste des Landes, die ca. 20% der gesamten Zuckerproduktion erzeugt), das sich zum allergrössten Teil mit Zuckerrohr selbst versorgt und ausserdem Papier, Alkohol, Etanol, Zitrusobst, Fruchtzucker u.a Produkte erzeugt, lässt im Rahmen des Programms “Zugang zum Eigenheim” 1000 neue Häuser für seine Mitarbeiter bauen. Das Projekt kostet um die $ 150 Mio. und soll in zwei Jahren fertiggestellt sein. Ledesma, kontrolliert von der Familie Blaquier, bietet traditionell seiner Belegschaft in Jujuy eine Wohnung und allerlei soziale Dienste, wie kaum ein anderes Unternehmen im Land.
Genoma Lab
Dieses mexikanische Pharmalabor unterschrieb eine Absichtserklärung mit dem argentinischen Labor Sidus, um die Marke “Tafirol” zu erwerben. Das Präparat gibt es schon 14 Jahren auf dem argentinischen Markt, und ist sehr anerkannt.
Audi
Die Spieler des FC Barcelona erhielten kürzlich die Schlüssel ihrer neuen Automobile für die Saison 2012-2013. Erneut wurde das Modell Audi Q 7 von den meisten Spielern als das begehrenswerteste ausgezeichnet. Das Fahrzeug wird in Slowenien hergestellt. Der deutsche Autobauer ist ofizieller Sponsor des erfolgreichen spanischen Fussballklubs seit 2006. Im letzten Jahr verkaufte Audi weltweit 1.302.659 Autos.
Barrick
Dieses Bergbauunternehmen kündigte für kommendes Jahr Investitionen über u$s 9,3 Mrd. an. Davon entfallen u$s 8,7 Mrd. auf das argentinisch-chilenische Bergbauprojekt Pascua-Lama. Das Vorhaben soll erst im Verlauf des zweiten Semesters 2014 angegangen werden. Weitere u$s 600 Mio. werden in der Goldmine Varadero, Provinz Santa Cruz, investiert. Wie das Unternehmen weiter bekannt gab, erhöhten sich die Kapitalkosten von Pascua-Lama von u$s 7,5 bis u$s 8 Mrd. auf u$s 8 bis u$s 8,5 Mrd. Barrick hat bislang u$s 3,7 Mrd. in Argentinien investiert.
Standard Bank
Nachdem die Übernahme der lokalen Standard Bank (ehemals Banco de Boston), eine Filiale der gleichnamigen südafrikanischen, durch die chinesische ICBC (Industrial and Commercial Bank of China) von der ZB genehmigt wurde, ist vorgesehen im Jahr 2013 den Namen der Bank in Argentinien zu ändern. Voraussichtlich wird die Bank ICBC heissen. Als Präsidentin der Bank soll die Vizepräsidentin der chinesischen Gruppe, Wang Lili ernannt werden. Die südafrikanische Standard Bank behält jedoch 20% des Kapitals und wird zwei Direktoren ernennen. Drei weitere und der Geschäftsführer sollen Argentinier sein. Der Vorsitzende der chinesischen Bank, Jiang Jianquing, äusserte am Donnerstag gegenüber Präsidentin Cristina Kirchner die Absicht, die Bank zu einem Instrument für chinesische Investitionen in Argentinien zu machen.
Wirtschaftsübersicht
Das Ende einer Epoche
Die Zeit der Kirchners, mit Néstor zuerst und Cristina danach, ist zu Ende gegangen. Die Wirtschaft wächst (wenn überhaupt) kaum noch, Arbeitslosigkeit und soziale Konflikte nehmen zu, und die Regierung steht vor immer mehr schwierigen Problemen, für die sie keine Lösung hat. Oder sie handelt so, dass sie die Probleme noch verschärft. Man hat den Eindruck, in einem grossen Flugzeug zu sitzen, bei dem die Motore abgeschaltet werden mussten, weil sie nicht mehr funktionierten und in Brand geraten sind, das aber weiter fliegt und langsam an Höhe verliert, wobei der Pilot dabei hofft, den nächsten Flugplatz zu erreichen und einigermassen normal landen zu können. Dabei muss man hoffen, dass kein Sturm kommt, denn dann droht ein Sturz. Und ebenfalls muss man hoffen, dass der Pilot grosse Geschicklichkeit aufweist und die Lage beherrscht. Denn ein Fehler bei seinen Entscheidungen könnte auch zu einem Sturz führen. Unser Pilot heisst Cristina Kirchner, und sie ist dieser Lage nicht gewachsen. Auch ihre Mannschaft nicht, die ihr beistehen sollte. Der Pilot muss gewechselt werden; doch mitten im Flug ist dies nicht möglich.
Die Kirchner-Ideologie, genannt “das Modell” ist in viele Sackgassen geraten, die zur gegenwärtigen Situation geführt haben. Das war vorauszusehen, nachdem die Kirchners den Wachstumsimpuls, der nichts mit ihrer Wirtschaftspolitik zu tun hat, nicht begriffen haben und mit dieser verwechelt haben. Die Preise der argentinischen Exportcommodities, vornehmlich Getreide und Ölsaat, haben sich gegenüber den 90er Jahren mehr als verdoppelt, und gleichzeitig sind auch die Ernten dank technologischer Revolution (genetisch veränderten Samen, direkte Aussaat, Glifosat u.a. Unkraut- und Insektenvertilgungsmittel, Bodenanalysen und genaue Düngung, grössere und effizientene Landwirtschaftsmaschinen, und eine neue Unternehmerdynamik) auf über das doppelte gestiegen. Doppelt plus doppelt macht in Werten vier Mal so viel aus. Und das ist sehr viel. Doch der Sprung von 50 auf 100 Mio. t Getreide und Ölsaat war gewiss viel einfacher, als von 100 auf 150 Mio. t. Weitere Erntezunahmen sind schwieriger und erfordern eine andere Landwirtschaftspolitik.
Hinzu ist dann noch eine ähnliche Entwicklung beim Bergbau gekommen. Die technologische Revolution, vor allem die Computertechnologie, hat ebenfalls eine stark Breitenwirkung auf die ganze Wirtschaft gehabt. Und nicht zuletzt sind dann noch zwei Umstände hinzugekommen: einmal die positive Wirkung der Privatisierungen, die auch unter den Kirchners angedauert hat, obwohl sie sich redlich bemüht haben, diesen Unternehmen Steine auf den Weg zu legen. Und schliesslich kommt noch der phänomenale Raubbau an der Substanz des letzten Jahrzehnts hinzu, bei den Erdöl- und Gasreserven, beim Rinderbestand und bei den Unternehmen, die öffentliche Dienste betreiben und kaum noch investieren konnten, um überalterte Anlagen zu erneuern und mit der Konsumzunahme Schritt zu halten. All dies hat unmittelbar hohe Ressourcen geschaffen, die der Staat sich zunehmend angeeignet hat (die Staatsquote ist von unter 30% in den 90er Jahren auf über 40% jetzt, gemäss FIEL sogar auf 43%, gestiegen). Dabei stieg auch der private Konsum, und es wurde eine grosszügige Sozialpolitik betrieben, die ohne das viele Geld überhaupt nicht möglich gewesen wäre. Doch Cristina Kirchner weist mit Stolz auf die neuen Sozialprogramme und die gestiegenen Sozialausgaben hin, und ignoriert die Voraussetzung.
Die Faktoren, die zum hohen Wachstum ab 1990, und ganz besonders ab 2002, geführt haben, haben jetzt, wenn überhaupt, nur noch eine viel schwächere Wirkung. Und auf der anderen Seite wurde viel Sand in das Getriebe geschüttet, und die Regierung ist in viele Sackgassen geraten, für die sie keinen Ausweg weiss. Die Zahlungsbilanzkrise verschärft sich im Zuge der ungelösten (und für diese Regierung kaum lösbaren) Energieproblematik, es besteht keine Möglichkeit mehr, der Arbeitslosigkeit, wie in vergangenen Jahren, durch Erhöhung des Beamtenstabes entgegenzuwirken, und für die Notwendigkeit einer Abwertung hat die Regierung auch keine Antwort, weil sie dabei einen Inflationsimpuls befürchtet, der zu einem Aufstand der Gewerkschaften führt, wie einst im Juli 1975.
Im Grunde ist es eben so, dass die einzige Lösung in einer totalen Umkehr ihrer wesentlichen Konzepte besteht. Man muss den Weg zurück in die Welt begehen, statt sich zunehmend abzuschotten. Das bedeutet: Zahlung an den Pariser Klub und der ICSID-Urteile, Suche nach Kompromisslösungen bei ausstehenden Konflikten, einschliesslich der mit den Holdouts, Normalisierung der Zahlungen in Devisen (Dividenden, Gebühren u.a.) und der Importe, Schaffung eines freien Devisenmarktes, und auf alle Fälle, eine volle Wiederherstellung der Beziehungen zum IWF.
Ausserdem: man muss beim Staat sparen, bestehende Investitionen zu Ende führen, bevor neue in Angriff genommen werden. Man muss den privaten Unternehmen, die öffentliche Dienste betreiben, mehr Spielraum bieten und eine neue Rahmenordnung schaffen, die ihnen juristische Sicherheit gibt und ihnen erlaubt, zu investieren und zu expandieren. Die Regierung muss sich mit den Privatunternehmen verständigen, statt zu konfrontieren. Man muss an eine rationale Arbeitspolitik denken, die die Konflikte eindämmt und zu Lohnerhöhungen führt, die im Einklang mit einer abnehmenden Inflation liegen. Man muss das Effizienzkonzept verstehen und überall anwenden, rationell und nicht rein politisch handeln, und den Voluntarimus bei Seite lassen. Der Rest kommt dann von selber. Wenn diese Regierung dies weiter nicht versteht, dann drohen schlimme Zeiten.
Wirtschaftsübersicht
Eine Notmassnahme
für die Strom- und Gaswirtschaft
Ende der Vorwoche kündigte Planungsminister Julio de Vido einen progressiven Aufschlag auf die Strom- und Gastarife für Haushalte an. Bei Strom bezieht sich dies auf Gross Buenos Aires und Umgebung, einschliesslich La Plata, wo die Unternehmen Edenor, Edesur und Edelap tätig sind. Bei Gas umfasst die Tariferhöhung das ganze Land. Beim Strom beträgt der Aufschlag $ 4 bei einem Konsum von 300 KwSt pro Bimester, steigt dann stufenweise auf $ 50 bei 1001 bis 1.200 KwSt und erreicht $ 150 bei über 2.801 KwSt. Bei Gas beträgt der Aufschlag $ 4 bei einem Konsum von bis zu 500 qm jährlich, steigt dann sukzessive auf $ 20 bei 1.251 bis 1.500 qm und erreicht $ 60 bei über 1.801 qm. Sowohl bei Strom wie bei Gas entfällt der grösste Teil der Haushalte auf die unteren Stufen. In Prozenten machen die Zunahmen zwischen 10% und 27% aus, doch bei denjenigen, die keine Subventionen mehr geniessen, viel weniger. Die Zunahmen sind auf alle Fälle tragbar, wobei die meisten Haushalte ohnehin immer noch hohe Subventionen erhalten, für Beträge, die den neuen Aufschlag um das Vielfache übersteigen. Cristina Kirchner hat vor Monaten eine Abschaffung dieser Subventionen angekündigt. Aber es geschah dann sehr wenig; die meisten Haushalte erhielten weiter die volle Subvention.
Insgesamt sollen jetzt $ 2 Mrd. im Jahr eingenommen werden, die nicht den Unternehmen, sondern zwei Sonderfonds zugeführt werden, mit denen Infrastrukturinvestitionen beim Verteilungsnetz von Strom und Gas, einschliesslich öffentliche Beleuchtung und neue Verteilungsstationen, finanziert werden sollen. Die Investitionen sollen jedoch von den Bürgermeistern durchgeführt werden. Und das wirft Zweifel auf.
Gemäss den Konzessionsverträgen mit den drei genannten Stromverteilern entfallen diese Investitionen auf die Unternehmen. Das ist logisch, da diese sich auf das Thema spezialisieren, während die Gemeindeverwaltungen keine Ahnung davon haben. Auf diese Weise wird das Thema politisiert, da die Bürgermeister dann diese Investitionen als eigene Leistung hinstellen. Aber die Investitionen werden dann teurer und schlechter durchgeführt. Wenn die Investitionen vom Betreiber des Dienstes durchgeführt werden, wird er darauf achten, dass sie billig und gut durchgeführt werden, weil er ein Interesse an niedrigen Kosten hat. Dieses einfache Prinzip wurde hier bei Seite gelassen. Auch hier wird schliesslich öffentliches Geld vergeudet. Politik hat bei dieser Regierung stets Vorrang vor Effizienz, und das geht auf Kosten des Gemeinwohles.
Die Konzessionsverträge der Menem-Regierung wurden 2002 de facto ausser Kraft gesetzt, aber durch keine neue Regelung ersetzt. Die Kirchner-Regierungen entscheiden eben nach Gutdünken, auch über Tarife, Investitionen u.a. Aspekte der Betreibung dieser öffentlichen Dienste, ohne das geringste Interesse für eine Rahmenordnung zu zeigen, bei der Spielregeln geschaffen werden, die den Unternehmen eine Grundlage für ihre Entscheidungen geben. Doch im Wesen wurden die Konzessionäre zu reinen Betreibern gemacht, wobei die Investitionen auf den Staat übertragen wurden, der sie schlecht und teuer durchführt.
Bei dieser Sachlage sind Tariferhöhungen stets suspekt, ganz besonders, wenn die Unternehmen dann Geld verdienen, was für diese Leute Todsünde ist. Das Ergebnis dieser Politik, bei der das unmittelbare Ziel, die Tarife niedrig zu halten, vor anderen Vorrang hatte, ganz besonders vor Instandhaltung und Investitionen, war bei der Stromwirtschaft, dass das Verteilungssystem zunehmend verkommen ist und Probleme aufwies. Auch die U-Bahn, die die Stadtverwaltung jetzt übernommen hat, weist ähnliche Probleme auf, weil dem Konzessionär Metrovías die Möglichkeit entzogen wurde, für ordentliche Instandhaltung und neue Waggons zu sorgen.
Im Mai 2012 forderte Vizewirtschaftsminister Axel Kiciloff von den Stromunternehmen allerlei Daten, um “binnen zwei bis drei Monaten” ein neues Geschäftsmodell für diesen Bereich auszuarbeiten. Im August übernahm er dann formell die Kontrolle der Stromwirtschaft, obwohl dies Energiesekretär Daniel Cameron zusteht, der in seiner bald zehnjährigen Amtszeit viel Erfahrung gesammelt hat und die Problematik der Branche versteht, was bei Kiciloff gewiss nicht der Fall ist. Vor 70 Unternehmern erklärte Kiciloff, dass eine neue Rahmenordnung geschaffen werde, bei der der Staat über Einnahmen und Gewinne der einzelnen Unternehmen entscheiden werde. Grundsätzlich sollten dabei in jedem Fall die Kosten gedeckt werden. Wie weit dann noch ein Gewinn hinzukommt, sei dahingestellt. Doch in fast vier Monaten geschah überhaupt nichts, und jetzt wurde eine schlechte Notlösung für ein Sonderproblem, nämlich grundsätzlich für die Investititonen für Ausweitung des Verteilungsnetzes, getroffen, die an den Unternehmen vorbeigeht, obwohl sie schliesslich das zusätzliche Netz und die neuen Verteilungsstationen verwalten müssen.
Inzwischen verlieren die Unternehmen weiter immense Geldsummen, wobei sie den Strom nicht zahlen und dem Betreiber des Grossistenmarktes CAMMESA, der sie beliefert, den Strom schuldig bleiben und phänomenale Schulden anhäufen, die in diesem Jahr (bei Edenor, Edesur und Edelap zusammen) wohl an die $ 2 Mrd. heranreichen düften, etwa ebensoviel, wie der neue Fonds ausmacht. Somit hätte dieser Aufschlag eigentlich für Deckung der Defizite eingesetzt werden müssen. Dass die Regierung den Unternehmen einen derartigen Verlust aufzwingt ist nicht nur absurd und illegal (weil es den Konzessionsverträgen widerspricht, die formell nicht ausser Kraft gesetzt wurden), sondern es kann auch als eine Vorstufe der Rückverstaatlichung interpretiert werden, da der Staat dann nur die Forderungen von CAMMESA, das staatlich ist, zu kapitalisieren braucht, mit oder ohne Konkurs des Stromverteilers.
Das System der 90er Jahre sah vor, dass CAMMESA stets den billigsten Strom bezog, der von den Kraftwerken angeboten wurde. Da damals Angebotsüberhang bestand, funktionierte das System sehr gut, wobei die Wasserkraftwerke, die sehr niedrige Grenzkosten haben, Vorrang vor den Wärmekraftwerken hatten, wie es sein soll. Für den Ferntransport von Strom und die Verteilung wurden Margen bestimmt, aus denen sich dann die Tarife für die Verbraucher ergaben. Wenn jetzt jedem Kraftwerk und jedem Stromverteiler seine Kosten vergütet werden, müssen diese kontrolliert werden, wobei dies dann zu einem permanenten Konflikt führt, da man sich über Kosten gewiss streiten kann, besonders um Amortisationen und Instandhaltung. Es müssten somit sehr genaue Normen festgesetzt werden, besonders für Instandhaltung, die Priorität geniessen sollte. Es ist jedoch nicht bekannt, dass sich sich Kiciloff oder sonst jemand in der Regierung mit diesem Thema befasst. Wie üblich bei den Kirchners, bleibt es bei grossklingenden Ankündigungen und Beibehaltung ungelöster Probleme.